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S tändiger Ausschlag an den
Händen oder Asthma: Bei
manchem Betroffenen mit sol-

chen Symptomen liegt der Verdacht
nahe, dass die Gesundheitsprobleme
ihre Ursache in den Arbeitsbedin-
gungen haben. Der behandelnde Arzt
kann den Fall dann bei der zuständi-
gen Berufsgenossenschaft oder Un-
fallkasse melden, erläutert Elke Bie-
sel von der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung. Eine andere
Möglichkeit ist es, sich direkt an die
Berufsgenossenschaft oder die Un-
fallkasse zu wenden. Im Jahr 2015
gab es in Deutschland insgesamt
76.991 Anzeigen mit dem Verdacht
auf eine Berufskrankheit. Der Ver-
dacht wurde in knapp der Hälfte der
Fälle (37.149) bestätigt. Nach dem
Gesetz gilt eine Erkrankung nur dann
als beruflich bedingt, wenn sie in der
Berufskrankheiten-Liste aufgeführt
ist. In der derzeitigen Fassung sind
dort 77 Krankheiten aufgenommen.

Nach der Anzeige des Verdachts
beginnt der Unfallversicherungsträ-
ger zu ermitteln. Liegt eine Berufs-
krankheit vor, wird auf verschiedenen
Wegen versucht, sie zu mildern und
zumindest einen schlimmer werden-
den Verlauf aufzuhalten. Bei einer Be-
einträchtigung mit einer Minderung
der Erwerbsfähigkeit von mindestens
20 Prozent wird zudem eine Rente
gezahlt. Das ist allerdings eher selten
der Fall: Von den 37.149 Fällen, bei de-
nen sich im Jahr 2015 der Berufs-
krankheitsverdacht bestätigt hat,
wurde in 5049 Fällen eine Rente zuer-
kannt. Doch was ist, wenn der Unfall-
versicherungsträger die Berufskrank-
heit erst gar nicht anerkennt? In die-
sem Fall können Betroffene zunächst
einen Widerspruch einlegen. Bringt
dieser nichts ein, gibt es noch die
Möglichkeit der Klage vor dem Sozi-
algericht.

RECHTSRAT

Verdacht auf
Berufskrankheit

B rexit, Frexit, Trump – es gibt vie-
le Schreckgespenster, die Börsia-
ner derzeit umtreiben. Auch in

der neuen Woche dürften der Präsi-
dentschaftswahlkampf in Frankreich
und die Unsicherheit über die Politik
von US-Präsident Donald Trump Anle-
ger in Atem halten. Die bislang weitge-
hend positiv verlaufene Berichtssaison
könnte in den Hintergrund rücken. „Vor
allem Trump ist ein nicht kalkulierbares
Risiko. Man weiß nicht, wann er wieder
einen Tweet losschickt und die Kurse
bewegt“, sagt Marktstratege Heinz-
Gerd Sonnenschein von der Postbank.
Der Dax wird sein Auf und Ab daher
wohl erst einmal fortsetzen. In der al-
ten Woche schwankte er bereits kräftig
hin und her, auf Wochensicht kam er
aber kaum voran und verharrte bei rund
11.660 Punkten.

Seit seinem Einzug ins Weiße Haus
im Januar sorgt Trump immer wieder
mit Kurznachrichten über Twitter für
Furore. Am Donnerstag setzte der Dow-
Jones-Standardwerteindex zu einer
neuen Rekordjagd an, nachdem der 70-
Jährige etwas „Phänomenales in Sachen

Steuern“ angekündigt hatte. Seit Wo-
chen warten Börsianer begierig auf De-
tails zu Trumps Plänen zu Steuerer-
leichterungen für US-Unternehmen,
Deregulierung und Infrastrukturpro-
grammen. Sie hoffen, dass die Wirt-
schaftspolitik des Immobilienunterneh-
mers die Konjunktur ankurbelt.

Marktanalyst Jochen Stanzl vom Bro-
kerhaus CMC Markets warnte aber vor
zu viel Trump-Optimismus: „Am Ende
werden wir von einem großen Vakuum
sprechen, wenn der neue Präsident die
Versprechen, die er gibt, nicht hält. Da-
mit ist der Risikofaktor für die laufende
Rallye ganz klar eine enttäuschende
Performance Trumps.“

In der neuen Woche dürften Anleger
auch die Entwicklungen im französi-
schen Wahlkampf mit Spannung verfol-
gen. Der konservative Kandidat Fran-
çois Fillon, der lange als Favorit für den
Einzug in den Élysée-Palast gehandelt
wurde, gerät wegen der Vorwürfe zu ei-
ner Scheinbeschäftigung seiner Frau
immer mehr unter Druck. Die Mehrheit
der Franzosen will, dass er das Rennen
um die Präsidentschaft aufgibt. Börsia-

ner sorgen sich, dass die Politikerin Ma-
rine Le Pen mit ihrer rechtsextremen
Partei Front National die Oberhand ge-
winnt. Sie will Frankreich aus der Euro-
Zone nehmen und das Volk über einen
EU-Austritt abstimmen lassen. „Bei ei-
nem Frexit wäre die Währungsunion
kaum noch zu retten“, befürchtet Com-
merzbank-Ökonom Christoph Weil.

„Ein Austritt Frankreichs aus der EU
hätte weit größere Auswirkungen als
der Brexit.“ Analysten der Citigroup
rechnen damit, dass ein Sieg Le Pens die
Anleihemärkte durcheinander bringt
und das Verbrauchervertrauen in der
Euro-Zone massiv unter Druck gerät.

Auf Unternehmensseite wartet die
Deutsche Börse mit Quartalszahlen

auf – Firmenchef Carsten Kengeter
wird am Donnerstag erstmals seit Be-
kanntwerden der Ermittlungen gegen
ihn wegen möglichen Insiderhandels
öffentlich auftreten. Zudem wollen
Anleger wissen, wie es mit der geplan-
ten Fusion mit der London Stock Ex-
change weitergeht. Mit Spannung be-
obachten sie auch, wie es im Streit
zwischen VW und Ex-Aufsichts-
ratschef Ferdinand Piëch weitergeht.
Zudem legen der weltgrößte Nah-
rungsmittelkonzern Nestlé, der Che-
miekonzern Clariant (beide Donners-
tag) und Allianz (Freitag) ihre Bilan-
zen offen.

Ein Blick lohnt sich für Anleger auch
auf die zahlreichen Konjunkturdaten.
Am Dienstag zeigt sich, wie stark die
deutsche Wirtschaft im vierten Quartal
zugelegt hat. Analysten der DZ Bank
rechnen mit einem Plus des Brutto-
inlandsprodukts (BIP) von 0,5 Prozent
im Vergleich zum Vorquartal. Der Index
des Mannheimer ZEW gibt ebenfalls am
Dienstag einen Einblick über die Erwar-
tungen von Börsenexperten über die
Konjunktur.

Politische Sorgen drücken Stimmung an der Börse
Furcht vor EU-Austritt von Frankreich flammt auf, Trump erschwert Prognosen. Zahlreiche Firmen lassen sich in die Bücher schauen

Qualitätstest für Druckereien

Guter Hoffnung“ hieß es früher,
wenn eine Frau ein Kind erwar-
tete. Dieser Optimismus ist

heute zunehmend abhanden gekom-
men. Eine Schwangerschaft gleicht ei-
nem medizinischen Experiment mit
hochtechnologischer Kontrolle. Das
schüre die Angst vor der Geburt, war-
nen Experten. Und Angst sorgt dafür,
dass man etwas dagegen tun möchte.

Logisch, dass auch die Assekuranz auf
die Idee gekommen ist, eine Versiche-
rungspolice speziell für Schwangere zu
kreieren: den SchwangerschaftsSchutz.
Für 99 Euro können sich werdende
Mütter gegen Tod während der Schwan-
gerschaft, die Geburt eines Frühchens
mit einem Gewicht unter 1000 Gramm
sowie eine Zikavirus-Infektion absi-
chern. Im Fall der Fälle zahlt die Versi-
cherung 5000 Euro. Man kann die Ver-
sicherungssumme auch auf 10.000 Euro
verdoppeln – dann kostet die Police 190
Euro. Die Versicherung läuft ab dem
Tag des Vertragsabschlusses und endet
spätestens mit der Geburt. Ein Todes-
fall oder Komplikationen nach der Ge-
burt sind nicht mitversichert.

Angeboten wird die Police über das
Online-Portal „AppSichern“, das vom
Düsseldorfer Start-Up SituatiVe betrie-
ben wird. Versicherer im Hintergrund
ist Squarelife, SituatiVe tritt lediglich
als Vermittler auf.

Auf den ersten Blick klingt es nach ei-
ner einfachen und klugen Art und Wei-
se, sich für den Fall der Fälle abzusi-
chern. Und 99 Euro kann einem der
Schutz als werdende Mutter auch schon
mal wert sein. Doch bei genauerem Hin-
sehen wird klar: Es handelt sich bei die-
sem Produkt um pure Abzocke. Zum ei-
nen ist die Versicherungssumme von
5000 beziehungsweise 10.000 Euro lä-
cherlich gering – im Ernstfall käme man
damit nicht weit. Zum anderen sind 99
beziehungsweise 190 Euro Beitrag dafür
extrem teuer. Zum Vergleich: Eine her-
kömmliche Risikolebensversicherung
mit 10.000 Euro Versicherungssumme
gibt es bei der Württembergischen
schon für 17,16 Euro im Jahr, bei der In-
terRisk für 18,84 Euro. Und werdende
Eltern sollten sich ohnehin per Risikole-
bensversicherung gegenseitig absi-
chern. Beim SchwangerschaftsSchutz
kommt immer noch die Absicherung im
Fall einer Frühgeburt. Warum die Infek-
tion mit dem Zikavirus Policenbestand-
teil ist, wissen nur ihre Konstrukteure.

Fazit: Der SchwangerschaftsSchutz
ist nicht zu empfehlen. Die Police hat
eine viel zu geringe Versicherungssum-
me – und ist dabei viel zu teuer. Hier
wird versucht, mit den Ängsten werden-
der Mütter Geld zu verdienen. czy
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F
ür Baufinanzierer ist es der
nächste Schlag ins Kontor,
für Millionen Baukreditkun-
den ein neuer Glücksfall:
Wieder einmal ist ein Groß-

teil von Hypothekendarlehen in
Deutschland gespickt mit fehlerhaften
Widerrufsklauseln. Betroffen sind dies-
mal jüngere Darlehensverträge, die ab
11. Juni 2010 geschlossen wurden. Fin-
den Kunden formale Schnitzer, können
sie den Kredit, das Forward-Darlehen
oder die Vorfälligkeitsentschädigung
für nichtig erklären. 

VON BERRIT GRÄBER

Alles zurück auf Los: Wie schon beim
ersten Widerrufsjoker für Altverträge
zwischen 2002 und 10. Juni 2010 halten
betroffene Verbraucher auch diesmal
wieder den Trumpf in der Hand, auf
günstigere Zinsen umzusatteln, Tau-
sende Euro zu sparen oder Geld zurück-
zuholen. Aber: „Je jünger der Vertrag,
desto weniger Ersparnis ist möglich“,
sagt Alexander Krolzik, Finanzexperte
der Verbraucherzentrale Hamburg. Wer
den neuen Widerrufsjoker ziehen
möchte, sollte sich beraten lassen.

Das galt für Altverträge: Seit 2. No-
vember 2002 steht Kreditnehmern auch
bei Immobiliendarlehen ein Widerrufs-
recht zu. Seither machten die Juristen
von Banken und Bausparkassen jede
Menge formale Fehler, weil sie die ge-
setzlich vorgeschriebene Musterbeleh-
rung eigenständig abwandelten. Die
Folge: Selbst bei kleinsten Schnitzern
startet die im Bürgerlichen Gesetzbuch
(BGB) in Paragraf 355 Absatz 2 vorgege-
bene Widerrufsfrist von 14 Tagen nicht.
Der Vertrag ist nichtig. 

Viele Zehntausend Verbraucher mit
älteren Darlehen bis 10. Juni 2010 nutz-
ten die Bankenfehler, um ihre hoch ver-
zinsten Darlehen von teilweise noch
vier bis fünf Prozent auf das heutige,
niedrigere Zinsniveau von ein bis zwei
Prozent umzuschulden oder sich Geld
aus längst abgelösten Verträgen zurück-
zuholen. Am 22. Juni 2016 erlosch das
Widerrufsrecht für die Altverträge. Der
Gesetzgeber hatte dem Schlupfloch
raus aus teuren Finanzierungen einen
Riegel vorgeschoben.

Das gilt heute: Auch in jüngeren Dar-
lehensverträgen, die ab 11. Juni 2010 bis
20. März 2016 geschlossen wurden,
wimmelt es wieder von Vertragsfehlern,
wie Timo Gansel, Fachanwalt für Bank-
und Kapitalmarktrecht aus Berlin, ent-
deckt hat: „So gut wie alle der 5000 Ver-
träge, die wir bisher geprüft haben, wa-
ren fehlerhaft.“ Krolzik geht aktuell da-
von aus, dass mindestens jedes zweite
Darlehen hinfällig ist. Diesmal hakt es
nicht allein bei den Widerrufsinforma-
tionen, die wieder häufig nicht eins zu
eins den Mustervorlagen des Gesetzge-
bers entsprechen. Auch bei den soge-
nannten Pflichtangaben für Verbrau-
cher gibt es viele Lücken.

Die Folge: Die Widerrufsfrist beginnt
nicht zu laufen. Betroffene Kunden kön-
nen jederzeit auch aus den jüngeren
Darlehen aussteigen und versuchen, mit
der Bank um bessere Zinskonditionen
zu verhandeln. Selbst Jahre später noch.
Der neue Widerrufsjoker ist nicht be-
fristet. Auch fehlerhafte Immobilien-

darlehen ab 21. März 2016 lassen sich wi-
derrufen. Aber nicht ewig: Für diese
Verträge erlischt das Widerrufsrecht
nach einem Jahr und 14 Tagen ab Ver-
tragsschluss.

Das ist zu tun: Wer einen jüngeren
Vertrag in der Schublade hat, sollte ihn
rausholen und auf mögliche Fehler
überprüfen lassen, rät Hartmut
Schwarz, Baufinanzierungsexperte der
Verbraucherzentrale Bremen. Die Mühe
kann sich vor allem bei Verträgen bis
Mitte 2014 rechnen, als Kunden noch ei-
ne Zinslast von mehr als 2,5 Prozent pro
Jahr schultern mussten, betont Gansel.
Interessant kann ein Check auch für
Kreditnehmer werden, die in den ver-
gangenen sechs Jahren hohe Vorfällig-
keitsentschädigungen zahlen mussten –
oder noch zahlen sollen.

Für Kunden mit Forward-Darlehen,
die die Anschlussfinanzierung gegen
steigende Zinsen absichern sollten,
können Bankenfehler ebenfalls zum Jo-
ker werden. „Selbst bei mustergleichen
Belehrungen kann das Widerrufsrecht
noch heute ausgeübt werden, wenn das
Kreditinstitut nicht alle Pflichtangaben
machte“, gibt Julius Reiter zu beden-
ken, Fachanwalt der Düsseldorfer Kanz-
lei Baum, Reiter & Collegen.

Das sind typische Fehler: Die Chan-
cen stehen gut, wenn beispielsweise in
den Widerrufsinformationen die Rede
ist von einer „zuständigen Aufsichtsbe-
hörde“, die aber im Vertrag gar nicht be-
nannt wird. Oder wenn der Mustertext
auch nur um ein einziges Wörtchen wie
„dann“ verändert wurde und die Bank-
juristen eigene Formulierungen wähl-

ten. In Verträgen von Pensionskassen
und Versorgungswerken der Ärzte sei
die Fehlerquote hoch, sagt Gansel. Zu
den häufigsten Schnitzern zählt zudem,
dass Banken bei den Pflichtangaben ver-
gaßen, Formalien wie die Höhe des Ef-
fektivzinses, die Feuerversicherung und
andere Kosten aufzuführen, die insge-
samt auf den Kunden zukommen.

Zwar können auch juristische Laien
einen Widerruf selbst formulieren
(www.test.de/musterbriefe_kreditwi-
derruf). Weil die Materie aber noch
komplexer ist als bei den Altfällen, soll-
ten sie besser die Unterstützung durch
Verbraucherzentralen und Anwälte in
Anspruch nehmen, empfiehlt Krolzik.

So kann es sich lohnen: Gibt es ei-
nen spürbaren Unterschied zwischen
dem Zins des Baukredits und dem heu-
tigen Zinsniveau, können Kreditnehmer
bei berechtigtem Widerruf nach wie vor

viel Geld sparen. Ein Beispiel: Familie
Müller nahm im Juli 2010 ein

Darlehen über 300.000 Euro
auf, mit zehn Jahren Lauf-
zeit, zu 4,5 Prozent Zinsen,
ein Prozent Tilgung und ei-

ner Monatsrate von 1375 Euro.
Die Bank kam den Müllers wegen des
fehlerhaften Vertrags entgegen und bot
eine Umschuldung der Restschuld auf
zwei Prozent Nominalzins bei gleicher
Ratenhöhe an. Die rechnerische Erspar-
nis bis 2020: 35.415 Euro. 

Auch bei Vorfälligkeitsentschädigun-
gen oder Nichtabnahme von Forward-
Darlehen lassen sich zum Teil hohe
Summen sparen, wenn der Widerrufsjo-
ker sticht. Aber: Je günstiger das Zinsni-
veau im Vertrag, desto weniger lohnt es
zu widerrufen, betont Schwarz. „Mit
der Bank streiten wegen 0,2 oder 0,4
Prozentpunkten Unterschied ist nicht
ratsam.“ Die Anwaltskosten zehren das
Sparpotenzial in solchen Fällen auf.

Das sind die Risiken: Nach Angaben
von Kapitalmarktrechtlern und Ver-
braucherschützern ist die Mehrzahl der
Baufinanzierer inzwischen bereit, Kun-
den trotz ihres Widerrufs zu halten und
ihnen einen Umstieg auf günstigere
Zinsen anzubieten. Weil Banken nicht
mehr durchweg blockieren, sei ein Aus-
stieg aber noch lange kein Spaziergang,
warnt Krolzik. Auch die Kosten der Aus-
einandersetzung seien nicht zu unter-
schätzen. Fachanwälte, die die Verbrau-
cheransprüche durchfechten, arbeiten
nicht umsonst. Wer eine ältere Rechts-
schutzversicherung hat, ist in der Regel
auf der sicheren Seite. Altverträge de-
cken Streitigkeiten um den Widerruf
von Baudarlehen meist ab. Neuere
schließen eine Deckung aus.

Hier gibt es Unterstützung: Eine
erste Prüfung, ob der Baukreditvertrag
Fehler enthält, bieten etwa die Verbrau-
cherzentralen in Hamburg, Bremen,
Hessen oder Sachsen gegen eine Ge-
bühr von 70 Euro an. Mehrere speziali-
sierte Kanzleien offerieren auch eine
kostenfreie Ersteinschätzung, beispiels-
weise die Anwälte Gansel in Berlin oder
Baum, Reiter & Collegen in Düsseldorf.

Einen ersten Gratis-Check gibt es et-
wa auch bei Rechtsanwalt Benedikt-Jan-
sen oder den Anwälten Poppelbaum
Geigenmüller. Test.de oder Finanztip-
.de bieten Listen mit Anwälten, die in
Kreditwiderrufsfällen erfahren sind.

Widerruf
reloaded
Für viele Baudarlehen sticht ein neuer
Joker. Denn Banken machten wieder
formale Schnitzer in Millionen

Verbraucherverträgen.
Kunden bekommen
dadurch Geld zurück
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